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Drei Fragen zu Kants Rechtslehre

I.
Kann das angeborene Freiheitsrecht aus dem  kategorischen
Imperativ abgeleitet werden?

In der ›Allgemeinen Einteilung der Rechte‹ unterscheidet Kant zwischen angeborenen und erworbenen Rechten, auch bezeichnet als inneres und äußeres Mein und Dein. Während es für das äußere Mein und Dein in den §§ 1-7 eine umfangreiche Ableitung für den Begriff des intelligiblen Besitzes gibt, fehlt es an einer entsprechenden Ableitung oder Begründung für das innere Mein und Dein, d.h. sog. angeborene Freiheitsrecht:

»Freiheit (Unabhängigkeit von eines anderen nötigender Willkür), insofern sie mit jedes anderen Freiheit nach einem allgemeinen Gesetz zusammen bestehen kann, ist dieses einzige, ursprüngliche, jedem Menschen kraft seiner Menschheit zustehende Recht.« (6: 237)

Kann bzw. muss das angeborene Freiheitsrecht aus dem kategorischen Imperativ abgeleitet werden? 

So wie Kants Moralphilosophie eine allgemeine Pflichtenlehre ist, so ist die Kantsche Rechtslehre eine Lehre von den Rechtspflichten. Zufolge Kants Rechtsbegriff muss sich ein Recht immer auf eine ihm »korrespondierende Verbindlichkeit« (6: 230) beziehen. Die dem angeborenen Freiheitsrecht korrespondierende Pflicht besteht aus der Perspektive der Selbst-Gesetzgebung (Autonomie) darin, Übergriffe auf den Körper und die persönliche Freiheit des anderen zu unterlassen. Kant leitet dies in der GMS unmittelbar aus der Selbstzweckformel ab: Noch deutlicher als beim falschen Versprechen werde der andere bei »Angriffen auf Freiheit und Eigentum« bloß als Mittel gebraucht (4: 430). Aus der Selbstzweckformel folgt eine ursprüngliche Pflicht gegenüber allen anderen Personen, deren Leben, körperliche Unversehrtheit und persönliche Freiheit, kurz: deren Freiheit der Willkür, zu respektieren. Um den Schritt von der Pflicht zum Recht zu machen, ist nur noch die Schlussfolgerung erforderlich, dass alle anderen Personen mir gegenüber auch diese Pflicht haben. Denn ein Wesen, das nur Pflichten, aber keine Rechte hat, wäre ein Mensch ohne Persönlichkeit (6: 241), und das ist im Kantschen System eine Unmöglichkeit.

II.
Recht und Zwangsbefugnis:

»Das Recht ist mit der Befugnis zu zwingen verbunden«
(6: 231)

Kants These von der analytischen Verknüpfung von Recht und Zwangsbefugnis bezieht sich nicht auf reale Rechtssysteme. Der Satz ›Es gibt Recht ohne Zwang‹ ist nicht semantisch unsinnig und widersprüchlich wie ein verheirateter Junggeselle. Man kann ein Recht auf Bildung, Recht auf Wasser etc. fordern, ohne dass dies eine Zwangsbefugnis impliziert. Und man redet auch keinen semantischen Nonsens, wenn man behauptet, die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte gehöre zum Recht, obwohl ihr keine Zwangsbefugnisse zugeordnet sind.

Formal korrekt ist Kants These von der analytischen Verknüpfung von Recht und Zwangsbefugnis nur deshalb, weil Kant einen sehr künstlichen Begriff von ›recht‹ verwendet. Genau genommen nimmt Kant in »§ C Allgemeines Prinzip des Rechts« eine Nominaldefinition des Attributs »recht« vor. Danach ist der Ausdruck »ist recht« die Eigenschaft einer Handlung, die wie folgt definiert wird:

»Eine jede Handlung ist recht, die oder nach deren Maxime die Freiheit der Willkür eines jeden mit jedermanns Freiheit nach einem allgemeinen Gesetz zusammen bestehen kann.« (6: 230)

Als Folge dieser Nominaldefinition kann man die Eigenschaft ›ist recht‹ ersetzen durch die Formel ›Eine Handlung ..., die oder nach deren Maxime die Freiheit der Willkür eines jeden mit jedermanns Freiheit nach einem allgemeinen Gesetz zusammen bestehen kann‹. Und durch diese qua Nominaldefinition mögliche Ersetzung des Nominalausdrucks erhält man in der Tat eine Tautologie: Eine jede Handlung, die ... ist eine Handlung, die ...

Es ist wiederum eine Folge der Definition, dass das Hindernis einer solchen Handlung die Eigenschaft ›unrecht‹ haben muss, sodass das Hindernis des Hindernisses ›recht‹ sein muss. Das ist logisch korrekt. Aber welche Erkenntnis ergibt sich daraus für den weiten Phänomenbereich von Rechtsnormen und Institutionalisierungen von Recht?

III. 
Warum benötigt die Rechtslehre keine Methodenlehre
und keine Kasuistik? (6: 411)

Kant ist der Auffassung, dass die Rechtslehre im Unterschied zur Ethik keiner Methodenlehre bedarf. Zur Begründung verweist Kant, dass die Rechtspflichten enge Pflichten sind, während die Tugendpflichten (direkte und indirekte) weite Pflichten sind, die einen Spielraum der Anwendung haben (6: 390, 411). Weshalb die Rechtslehre

»welche ihrer Natur nach strenge (präcis) bestimmend sein muss, ebenso wenig wie die reine Mathematik einer allgemeinen Vorschrift (Methode), wie im Urtheilen verfahren werden soll, bedarf, sondern sie durch die That wahr macht.« (6: 411)

Schon in der Anmerkung zu § E der ›Einleitung in die Rechtslehre‹ verwendet Kant die Analogie zur Mathematik, wenn er sagt, dass »die Rechtslehre das Seine einem jeden (mit mathematischer Genauigkeit) bestimmt wissen will« (6: 233). Was sich dieser Anforderung an die Bestimmtheit nicht fügt, muss – wie Billigkeit und Notrecht – aus der »eigentlichen Rechtslehre« ausgesondert werden.

Diese Kantsche Position ist in mehrfacher Hinsicht rätselhaft. (1) Die wenigsten Rechtspflichten sind mit mathematischer Genauigkeit bestimmt; vermutlich wird man das noch am ehesten für Unterlassungspflichten sagen können. Das Recht der Kinder auf Versorgung durch die Eltern (6: 280) ist in Kants System der Rechtslehre eine Rechtspflicht, aber Art und Umfang der Versorgung ist sicher nicht mit mathematischer Genauigkeit bestimmt. Gehören die unbestimmten (jedoch bestimmbaren) Rechtspflichten deshalb »gleichsam in Epikurs intermundia« (6: 233)?
(2) Es widerspricht der juristischen Erfahrung, dass für die Anwendung von Normen auf konkrete Sachverhalte keine Methodenlehre erforderlich sein soll. Nach der juristischen Erfahrung trifft Kants Verlaufsmodell der Anwendung von ethischen Maximen (Primärmaxime – untergeordnete Sekundärmaxime über das Prinzip der Anwendung auf besondere Fälle – Kasuistik (6: 410() auch auf den juristischen Anwendungsprozess zu. (3) Was hat es zu bedeuten, dass Kant in Bezug auf die vollkommenen (engen) Tugendpflichten gegenüber sich selbst »Kasuistische Fragen« (6: 423) aufwirft? Denn eigentlich dürfte es bei den engen, vollkommenen Pflichten doch gar kein Subsumtions- bzw. Anwendungsproblem geben. 
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